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TOP 10.31: Mindeststandards für die Unterbringung und Betreuung von Geflüchteten, 
0745/2016/1 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 
 
die antragstellenden Fraktionen möchten Sie bitten, folgenden Zusatz- und Änderungsantrag 
zur o.a. Beschlussvorlage 0745/2016/1 in die Tagesordnung des Rates am 20.12.2016 auf-
zunehmen: 
 
Der Rat der Stadt Köln bedankt sich bei der Arbeitsgruppe, die die Mindeststandards erarbei-
tet hat, für ihr großes Engagement. 
 
Ziffer 1 der Beschlussvorlage der Verwaltung wird wie folgt ersetzt: 
 
1. Betreuungsschlüssel 
a. Die Verwaltung wird beauftragt, in den belegten Turnhallen, im Baumarkt Porz-Eil, in 

der Lagerhalle Mathias-Brüggen-Straße und in den Leichtbauhallen unverzüglich den 
Betreu-ungsschlüssel 1:60 umzusetzen, um den dort herrschenden schwierigen Un-
terbringungs-bedingungen Rechnung zu tragen. 

 
b. Darüber hinaus wird die Verwaltung beauftragt, eine Kategorisierung der weiteren 

Unter-bringungsformen vorzunehmen und für diese ein Konzept für die Weiterent-
wicklung der Betreuungsschlüssel zu erarbeiten und über die bauliche Unterbrin-
gungsform hinaus auch den Bedarf für spezifische Betreuungsschlüssel für Perso-
nenkreise mit besonderem Be-treuungsbedarf zu berücksichtigten. Eine entspre-
chende Empfehlung soll den zuständigen Ratsgremien im März 2017 vorgelegt wer-
den.  

 
2. Stärkung des Ehrenamts 

Die ehrenamtlichen Willkommensinitiativen sind durch professionelle Unterstützung 
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zu-sätzlicher Sozialarbeiter/innen zu stärken. 
 

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur Sitzung des Ausschusses für Soziales und 
Senioren am 09.03.2017 ein Umsetzungskonzept für eine zielgerichtete und bedarfs-
orientierte Verbesserung zur Stärkung des Ehrenamts den zuständigen Ratsgremien 
vorzulegen, das auch die stadtteilspezifischen Unterschiede berücksichtigt. 

 
Dieses soll auch den Bedarf für ein Angebot an die ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfer bezüglich der sich in ihrer Arbeit stellenden Fragen berücksichtigen, das ihnen 
die Reflektion ihrer Arbeit im Umgang mit belastenden Situationen bietet. 

 
Darüber hinaus sollen Informations- und Erfahrungsaustausch für die ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer auf geeignete Weise, wie z.B. auf der städtischen Homepage, 
über Angebote der Freiwilligenagentur und über die Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner der Verwaltung optimiert werden. 

 
3. Medizinische Versorgung 

Die medizinische Versorgung soll optimiert werden. Die Verwaltung wird beauftragt, 
bis März 2017 den Bedarf an medizinischer Versorgung darzustellen und insbeson-
dere im Hinblick auf die Betreuung kleinerer Notunterkünfte zu optimieren. 

 
4. Barrierefreiheit 

Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss der Stadtarbeitsgemeinschaft Behin-
der-tenpolitik vom 14.11.2016, Ziffer 1 d, Anforderungen an die Barrierefreiheit in den 
Unter-bringungseinrichtungen, bedarfsgerecht zu berücksichtigen. 

 
5. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die Verwaltung wird gebeten, die Mehraufwendungen für die in den Ziffern 1 bis 3 
aufge-führten Maßnahmen darzustellen. Die Finanzierung ist vorzugsweise über 
Minderaufwen-dungen und Mehrerträge aus der Haushalts- und Finanzrechnung 
2016 sicherzustellen. 
Für die Haushaltsplanung 2018 sind die notwendigen Mehraufwendungen zur Reali-
sierung der Mindeststandards entsprechend einzuplanen. 

 
6. Der Rat bekräftigt nochmals, dass er an den mit Ratsbeschluss vom 20.07.2004 be-

schlossenen Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen festhält und 
diese auch weiterhin Handlungsgrundlage sein sollen. Die Mindeststandards werden 
nur vorübergehend aufgrund des enormen Handlungsdrucks bei der Flüchtlingsun-
terbringung angewandt. 

 
Die Ziffer 2 der Beschlussvorlage der Verwaltung bleibt unverändert. 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Dr. Barbara Lübbecke   gez. Niklas Kienitz  
SPD-Fraktionsgeschäftsführerin  CDU-Fraktionsgeschäftsführer  
 
gez. Jörg Frank    gez. Michael Weisenstein 
GRÜNE-Fraktionsgeschäftsführer  LINKE-Fraktionsgeschäftsführer 
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gez. Ulrich Breite    gez. Thomas Hegenbarth  
FDP-Fraktionsgeschäftsführer  Piraten-Gruppe 
 
gez. Thor Zimmermann 
GUTe Ratsgruppe 
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